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Begründung 

zum Bebauungsplan Nr. 13 (östlich B 444/Hesebergweg) - Stederdorf 

1 . Erfordernis der Planaufstellung 

Der Ratdei ehemaligen Gemeinde Stederdorf hat am 20 . 4.1971 
beschlossen, den o . g . Bebauungsplan aufzustellen. Das Er­
fordernis zur Aufstellung des Planes wurde in der Begründung 
wie folgt erläutert: 

" a . ) Zur Sicherung der städtebaulichen Ordnung hat die 
Gemeinde Stederdorf beschlossen~ d~n Bebauungsplan 
Nr . 13 LStederdorf-Süd' aufzustellen. 

b . ) Der noch geltende übergeleitete Durchführungsplan 
'Kurze Straße' soll aufgehoben werden . Er wird zum 
überwiegenden Teil in den räumlichen Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr . 13 mit einbezogen und Auswei­
sungen nunmehr nach dem BBauG, der BauNVO und PlanZVO 
erhalten. 

c . ) Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 13 hat sich 
als dringend notwendig erwiesen, da die bisherigen 
durch Durchführungs- und Bebauungspläne erfaßten Bau­
gebiete zwischenzeitlich r~stlos bebaut wurden . 

d . ) Verursacht durc~ einen stetigen Zuzug von außerhalb 
und überwiegender Nachfrage innerhalb der Einwohner ­
schaft nach Bauland der verschiedensten Nutzungs ­
möilichkeiten hält es die Gemeinde für richtig, durch 
den Bebauungsplan Nr. 13 die entsprechende Ausweisung 
von Bauflächen vorzunehmen, wie im geltenden Flächen­
nutzungsplan der Gemeinde bereits vorgegeben . 

e.) Gleichzeitig ist aber auch an Folgeeinrichtungen ge­
dacht durch Ausweisung von Grünflächen , Kinderspiel ­
plätzen, Fußgängerwegen und Möglichkeit der Errichtung 
eines kleineren Geschäfts- und Einkaufsbereichs; dieser 

·~ugleich für die Versorgung der näheren Umgebung des 
Planbereiches. " 

. 
Der Rat der ~hemaligen Gemeinde Stederdorf hat den o . g. Be­
bauungsplan am 31.1 . 1974 als Satzung beschlossen , und unmittel­
bar danach wurde über den Landkreis Feine die Genehmigung bei 
der höheren Verwaltungsbehörde beantragt . Da abzusehen war, 
daß innerhalb des zur Verfügung stehenden Zeitraumes bis 
zur Neugliederung der Gemeinden (1 .3.1974) die Rechtsverbind­
lichkeit des Bebauungsplanes nicht mehr herbeigeführt werden 
kormt~ ,:tl.a.t der Landkreis Feine die gesamten Unterlagen der 
St·adt,: Pe:Fne-· als Funktionsnachfolgerin der ehemaligen Gemeinde 
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Stederdorf zur weiteren Veranlassung übersandt . Für eine 
zügige Weiterführung des Planverfahr ens fehlten seinerzeit 
jedoch die entsprechenden Voraussetzungen, wie insbesondere 
ein auf -der Grundlage von landespla11erischen Zielsetzungen 
und sonstigen stadtentwicklungsplanerischen Vorgaben für 
das gesamte nunmehr neu gebildete Gemeindegebiet aufge­
stellter Flächennutzungsplan . 

Erst nach Schaffung dieser Voraussetzung war die Wiederauf­
nahme des Aufstellungsverfahrens möglich . 

Nach der ursprünglichen Planfassung waren verschiedene Wohn­
formen vorgesehen (freistehende Einfamilienhäuser, Reihen­
häuser, Kettenhäuser und Mehrwohnungshäuser mit einer Ge ­
schossigkeit von 1 bis 6 Vollgeschossen als Höchstgrenze). 
Als Art der . bauli.chen Nutzung war Reines und Allgemeines 
Wohngebiet geplant. ( 

Nach der Begründung zum Bebauungse.ntwurf betrug die Zahl ,der 
Wohnungseinhai ten vorhanden 22 llffi/ geplant ca . 4 75 WE mit ins- ~ 
gesamt 1 313 Einwohnern (2 , 6 Personen/WE). 

Die von der ehemaligen Gemeinde Stederdorf für die Aufstellung 
des Bebauungsp l anes Nr. 13 aufgeführten Gründe werden im we­
sentlichen von der Stadt ·Peine übernommen . Folgende weitere 
Gründe machen aber aus heutiger Erkenntnis eine Überarbeitung 
des Bebauungsplanes erforderlich : 

1.) das aus wirtschaftlichen Erwägungen sich ergehende 
Erfordernis einer -beidseitigen Bebauung der das Plan­
gebiet südlich begrenzenden Daimlerstraße 
(Bebauungsplan Nr . 10) , 

2.) die Umwandlung des in der ursprünglichen Planfassung 
als Obergang vom Wohngebiet zum südlich angrenzenden 
Gewerbegebiet (Bebauungsplan Nr . 10) vorgesehenen 
.Grüngürtels in eingeschränktes Gewerbegebiet, 

3.) di.e gebührende Berücksichtigung des. Immissionsschutz ­
gedankens und damit der Anforderung an gesunde Wohnver­
hältnisse, 

4 . ) das in §" 8 BBauG verankerte Prinzip des Entwickelns 
aus dem Flächennutzungsplan . 

Der Rat der Stadt Peine hat aufgrund vorstehender Ausführungen 
in der Sitzung am 28 . 6 . 1979 den vom Rat der ehemaligen Gemeinde 
Stederdorf am 31 . 1 .1 974 gefaßten Satiungsbeschluß aufgehoben 
und beschlossen, den Bebauungsplan Nr . 13 entsprechend den 
Darstellungen im Flächennutzungsplan erneut aufzustellen. 
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2. Einfügung in die Bauleitplanung, die überörtliche Planung 
und die Raumordnung 

3. 

De~ Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden. 

Die Planung ist den Zielen der Raumordnung und Landespla­
nung - bekanntgegeben durch das landesplanerische Rahmen­
programm vom 14.10.1976- angepaßt. 

Nach diesen Zi elen hat die Stadt Peine als Mittelzentrum 
und Schwerpunktort im Schwerpunktraum Braunschweigu. a . die 
Aufgabe zur Sicherung und Entwicklung v9n umfangreichen 
Wohngebieten für den gezielten Zuzug von außen. Neben der 
Kernstadt Peine und dem Ortsteil Vöhrum wurde dem Ortsteil 
Stederdorf die besondere Entwicklungsaufgabe "Wohnen" über 
den Eigenbedarf hinaus zugewiesen. 

Zur Verwirklichung dieser Aufgabe ist für den Ortsteil Ste­
derdorf u. a . im Flächennutzunsplan der überwiegende Teil 
des Bebauungsplanes Nr. 13 als Allgemeines Wohngebiet dar­
gestellt; eine kleinere Teilfläche im südlichen Planbereich 
ist für gewerbliche Nutzung vorgesehen. 

Bestehende Rechtsverhältnisse 

Der räumliche Geltungsbereich liegt außerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile mit Ausnahme einer ger~ngen 
bereits bebauten Teilfläche im westlichen Planbereich an­
grenzend an die B 444. 

Der im nördlichen Planbereich mit dem überwiegenden Teil 
der Fläche in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr . 13 
einbezogene Bebauungsplan Nr . 1 (Kurze Straße) - am 29 . 12.1959 
gemäß §· 11 (2) des Niedersächsischen Aufbaugesetzes in der 
Fassung vom 17.5.1955 genehmigt - ist perSatzungsbeschluß 
durch den Rat der ehemaligen Gemeinde Stederdarf am 31.1 . 1974 
aufgehoben. 

•. . 
-Die Genehmigung der Aufheb"Ung durch die höhere A4fsichtsbehörde . 
wird, nachdem der Inhalt des Bebauungspl"anes Nr . 13 endgültig 
abgeklärt ist .. , .nun gesondert abgewickelt. 1 

Weitere bau- und planung~rechtliche Festsetzungen best~hen 
bisher nicht. 

4. Der Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes 

Das Plangebiet schließt etwa höhengleich an die umgr-enzen­
d-en Stra-ßen bzw . vorhandenen Baugebiete an. Der Mittelpunkt 
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des Geltungsbereiches liegt ca. 67 , 5 m über NN. Abgesehen 
von geringfügigen Höhenunterschieden innerhalb des Pla­
nungsgebietes steigt das Gelände in nördlicher und 
südlicher Richtung um ca . 1 m (68 , 5 m über NN), in öst ­
licher Richtung um ca. o , S m (68 m über NN) und fällt in 
westlicher. Richtung um ca . 1,5 m (66 m über NN) jeweils 
in achsialer Verlängerung bis zur Geltungsbereichsgrenze 
bezogen auf 67,5 m über NN . 

Die Boden- und Untergrundverhältnisse können für die Be­
bauung wie auch Vegetation als gut be zeichnet werden . 

Den Baugrund bilden hier meist ki esige Mittelsande unter 
einer Schicht hum-osen, schwach lehmigen Sandes aus der 
sich im Oberboden Bra.unerC.e entwickelt hat . 

Das Plangebiet ist bis auf eine kl eine Teilfläche an der 
B 444 und im nördlichen Planbereich beiderseits der 
Kurzen Straße unbebaut . 

Die bereits bebauten Grundstücke sind ihrer derzeitigen 
Nutzung (Wohnen - Allgemeines Wohngebiet und Sonderfest­
setzung - Tankstelle) entsprechend übernommen und fest ­
gesetzt worden . Der Standort der T.ankstelle ist,abgesehen 
von der Existenz dieser Anl age , aus städtebaulicher Sicht 
zweckmäßig gewählt , da sie praktisch am Ortsausgang an 
einer stark frequentierten Straße (B 444) liegt . 

Der Planbereich schließt im Norden an den bebaute·n Orts ­
rand an und wird im Osten durch Ackerflächen begrenzt, den 
Anschluß im Süden bildet der rechtsverbindliche Bebauungs­
plan Nr. 10 (Gewerbegebiet) und im Westen der rechtsver­
bindliche Bebauungsplan Nr. 14 (Wohnbebauung). 

Die Grundstücksflächen befinden sich überwiegend im Privat-

( 

( 

besitzt , eine Teilfäche hat die Stadt Peine e:n.JOrben . · (__ 

Ladengeschäfte zur Versorgung der Bevölkerung mit Gütern 
des t~glichen Bedarfs sind im Ort vorhanden. 

Eine Bushaltestelle des öffentlichen Nahverkehrs befi ndet 
sich an der Peiner Straße in einer Entfernung von 400 m, 
gemessen vori' der Einmündung der Planstraße in die Peiner 
Straße in Richtung Ortsmitte. 

5. Erschließung und Versorgung 

Die äußere Erschließung des Planbereiches erfolgt über die 
Feiner Straße = B 444 mit Anschluß an die BAB und die Kern­
stadt Peine söwie über den Hesebergweg , dessen Anhindung 
über die Daimlerstraße und die Dieselstraße an die Ostrand­
straße geplant ist . 
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Die künftige Verbindung des inneren Verk~hrssystems mit 
der äußeren Erschließung erfolgt über eine SammelsLraße 
mit A~schluß an die Peiner SLraße und den Hesebergweg. 

Die innere Verkehrsführung erfolgt über Anliegerstraßen und 
Wohnwege m~t dem vorrangigen Ziel der Verkehrsberuhigung. 

Für den ruhenden Verkehr im Bereich der Melu·h·ohnungshäuser 
und Reihenhäuser sind Gemeinschaftsgaragen Yorgese~:e..-:. · 
Die Garagen oder Stellplätze für die Ein- b:K . Zweifamilien­
häuser können auf den entsprechenden Grundstücken unterge ­
bracht .werden . 

öffentliche Parkplätze für Besucher werden in ausreichender 
Anzahl in Form von Parkbuchten und kleinen Parkplätzen fest ­
gesetzt. 

Der gemäß § 10 des Niedersächsischen Geset:es über Spiel ­
plätze für den Planbereich erforderliche öffentliche Kin­
derspielplatz ist in zentraler Lage in ausreichender Größe 
vorgesehen. Ein \vei terer nach dem Spielpla t:enti-.ricklungs­
plan der Stadt Peine (Ent1mrfsstand Dezember 198o) ermittel ­
Ler Ballspielplatz , der auch andere Einzugsbereiche des 
Ortsteiles Stederdorf mit versorgen soll, Kird zweckmäßiger­
weise in der Obergangs zone (eingeschränktes Gewerbegebiet) 
festgesetzt . 

Der Nachl,'e is über die erforderlichen öffentlichen Parkplätze 
und privaten Garagen bzw. Stellplät2e so~ie über die nutzbare 
Fläche des Spielplatzes \vird unter Ziffer 7. (Planungsstatistik) 
geführt. 

Die Versorgung des Plangebietes mit TrinkKasser (Kasserbe ­
schaffungsverband Peine) und elektrische Energie (Stadt­
werke Peine) wird durch jeweils entsprechende Erweiterurig 
des vorhandenen Leitungsnetzes sichergestellt~ die Ver- . 
sorgung mit Gas (Stadtwerke Peine) ist langfristig - in Aus ­
sicht genomm.em. 

Die En
1
tKässerung des Gebie·tes erfolgt im Trennsy~tem. 

Die Abivässer (Schmutz1v-asser) werden über :\bKasserpumpstationen 
dem Zentralklänverk Peine zugeführt , dort . vol~bioiogisch _gereinigt 
und in die Fuhse abgeleitet . Das Regenwasser wird über 
den Trentelmoorgrabe~/Eixer Grenzgrab~n direkt in die Fuhse 
abgeleitet . 
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Der vorhandene Mischwasserkanal (Maulprofil 1700/850 mm) 
wirdvoraussichtlich nicht in die ·zukünftige Kanalisation 
einbezogen, sondern dient weiter wie bisher der Entsor ­
gung des alten Ortskernes. 

Die Abwasserbeseitigung aus dem Plangebiet wird in dem in 
Aufstellung befindlichen Entwässerungsgeneralplan für 
die Stadt Peine berücksichtigt. 

6 . Die bauliche und sonstige Nutzung 

Die Festsetzungen über die Art der baulich~Nutzung ent­
sprechen den örtlichen Gegebenheiten und den Darstellungen 
im Flächennutzungsplan. 

Für den überwiegenden Teil des Planbereiches wird Allge -
meines Wohngebiet in offener bzw . abweichender Bauweise ( 
festgesetzt. 

Die im städtebaulichen Entwurf aufgezeigte· Bebauungsmög- ( 
lichkei t in Form von freistehenden Einzelhäusern, Reihen­
häusern una Mehrwohnungshäusern entspricht der vorhandenen 
Ortsstruktur und den derzeitigen. Bedürfnissen der Bevöl-
kerung . 

Für das im südlichen Planbereich als Übergangszone vom 
Gewerbegebiet (Bebauungsplan Nr. 10) zum Allgemeinen Wohn­
gebiet festgesetzte eingeschränkte Gewerbegebiet \'lird aus ­
schließlich abweichende Bauweise vorgesehen. 

Die Festsetzungen über das Maß der Nutzung (zweigeschossig als 
Höchstgrenze mit Ausnahme im Bereich der Mehrwohnungshäuser 
- zwei - bzw. dreigeschossig zwingend) lassen eine optimale 
Ausnutzung der Grundstücke zu. L 
Art und Maß der baulichen Nutzung orientieren sich an der (_ 
im Norden, Süden und Westen an den Planbereich angrenzenden 
Bebauung. 

Mit Rücksicht auf die vorhandene Bebauung wird an der Ein­
mündung der Sammel~traße in die Peiner Straße (B 444) die 
Schenkelläng~ des Sichtdreiecks in der Sammelstraße auf 
12 m festgesetzt. Bei Annahme der Haltesichtweite gemäß 
RAST-E ist die ausgewiesene Schenkellänge in Verbindurra mit 
einer ve_rkehrsbehördl ichen Maßnahme (Vorschriftzeichen o nach 
StVO) als ausreichend anzusehen. 
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7. Planungsstatistik 

7 . 1 • 

Die nachstehenden Flächen wurden planimetrisch anhand 
der entsprechenden Rahmenkarten (N. 1 :1000) bzw. 
rechnerisch ermittelt . 

Größe des Planungsgebietes = 23,4400 ha 

7.2. Größe des Bruttobaugebietes 

7 . 3. 

7.3.1. 

unter Einbeziehung bz\v. Ausklammerung .der 
jeweiligen halben Breiten der umgrenzenden 
Straßen 

+ Daimlerstraße 380 m x 15,5/2 m 
1 8 5 m X 10,5/2 m 

. I . Hesebergiveg 420 m x 10 ,5/2 

Erschließungsflächen 
' · 

Straßen/Wege 

Bezeichnung Querschnitt 
m 

vorhanden 

Peiner Straße 325 m x 
Kurze Straße 333 m x 
Burgkamp 44 m x 
Hesebergweg aus 7 . 2 
Daimlerstraße aus 7 . 2 
(ta . SO % fertiggestellt) 

= 
= 

m 

23,4400 

0,2945 ha 
0,0971 ha 

= 0,3916 
23,8316 

= 0,2205 

Lang'e Flä~he. 
L. m m 

2 13,9/2 m = 2259 mz 
7,0 m = 2331 m7 
8,45 m = 372 m~ 

3J1.6/~ 
= zzos m2 2 m = 1-958 m2 

9125 m-

ha 

ha 
ha 
ha 
= 23,6111 

= 0, 9.125 ha 
geplant 

Daimlerstraße 
Sammelstraße 
Verlängerung 
Burgkamp··' 
Anliegerstraßen 

Schmiegen 

aus 7 .2 
615 m x 

100 m x 
240 m 
202 m 
145 m 
142 m 
125 m 

93 m 
93 m 
85 m 
85 m 
67 m 
60 m 
52 m 

1389 m x 
26 St . X 

3916/2 m2 

9 , 0 m 
= 1958 m~ 
= 5535 m 

8,5 m = 2 850 m 

2 5 zO m = 8056 m2 15 ~ /St . = 390m 

ho: 



7 . 3.2. 

7.3.3 

7.4. 

- ~ -

~ Straße im GEe-Gebiet 40 m x 
Schmiege 

Wohnwege 

Schmiegen 
Wendeplätze 

Ausweichplatz 

140m 
125 m 

80 m 
70 m 
55 m 
50 m 
SO m 
42 m 
38 m 
30 m 
25 m 
25 m 

730 m x 
6 St . X 

2 X 19, 3 m X 
21 m x 
t7 ~ 5 m x 

. /.Parkplätze innerhalb der 
12,5 m 
10,0 m 
22,5 m x 

Parkplätze / Parkbuchten 
aus 7. 3. 1 

5 x 20 m = 100 m 
70 m 
40 m 

210 m x 

16 · m 
10 m 

8 m 
34 m 

2 x 13m 

X 

X 

10 , 65 m = 
= 

2 426 m7 
16 m-

3 , 02m = 2190 m2 
10 m /S t = 60 m2 

2 25 m = 985 m2 21 m = 441 m
2 10 m = 275 m~ 

21162 m 
Wendeplätze 

6 m 2 = 1 35 m., 
21027 m- =2,1027na. • 

2 m 

11 m 

6 m 

= 

= 

= 

= 

374 m2 

2 156 m.., 
1085 m=o 1085 ha ' . -

( 

( 

= 3,1237 h 

Grunflächen 

Kinderspielplatz 
Ballspielplatz 
Verkehrsgrünfläche 

41 m x 
17m x 

41 m 
26 m 

2 = 1208 m2 = 16 81 m2 442 m2 
3331 mc 

= 

Die vorstehenden Grünflächen gehören zum 
Nettobaugebiet , daher kein Abzug. 

Größe des Nettobaugebietes 

Die Erschließungsflächen betragen mithin ca . 13 % des 
Bruttobaugebietes. 

= 20 ,4 874 h 
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7.5. Besiedlungsdichte 

7 . 5 . 1. Nettowohnungsdichte 

vorhanden sind : 
22 Einzelhäuser = 22 WE 

1 Einzelhaus in Verbindung mit 
Tankstelle = 1 WE 

(Ansatz für Einliegerwohnungen = 
30 %) = 7 WE 

geplant sind: 
8 Mehrwohnungshäuser (dreige­

schoss ig) 
8 Mehrwohnungshäuser (zweige­

schossig) 
55 Reihenhäuser 

129 Einzelhäuser 
(Ansatz für Einliegenvohnungen = 
30 %) 

333 = 16 WE/ha Nettobauland 20,4874 

= 48 WE 

= 32 WE 
= 55 WE 
= 129 WE 

= 39 WE 

= 30 WE 

= 303 WE 
= 333 WE 

7.5 . 2. Bruttowohnungsdichte 

7. 5 . 3 . 

7 . 6. 

333 = 14 WE/ha Bruttobauland 23 , 6111 

Unter Zugrundelegung von 2,6 Personen/WE beträgt die 
zukünftige Einwohnerzahl im Planungsgebiet rund 
866 Personen 

866 = 42 Personen/ha Nettobauland (Besiedlungsdichte) 20,4874 
Ruhender .Verkehr 

7 . 6 . 1. Stellplätze und Garagen 

Es sind vorgesehen für~ 
= 80 GGa bzw . St. 
= 55 GGa 

80 WE i~ Mehrwohnungshäusern 
55 WE in Reihenhäusern 

168 WE in Einzelhäusern einschl. der 
Einliegerwohnungen 
(Der Bedarf ist auf den Grund­
stücken zu decken) 

Hinweis: 

= 168 Ga bzw . St . 

303 GGa/Ga bzw. St . 

Aus -städtebaulichen Erwägungen ist ein Teil der für. WE 
in Mehrwohnungshäusern ermittelten GGa flächenmäßig 
festgesetzt worden. Der darüber hinausgehende Bedarf 
ist im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 
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7 . 6 . 2 . - öffentliche Parkplätze 

Erforderlich sind 20 % der geplanten l'fE 
festgesetzt sind 
Oberhang 

Auf den Nachweis der Parkplätze für die vor ­
handene Bebauung an der Kurzen Straße sowie die 
dortige'n Baugrundstücke ( 21 WE = 4 P) wird wegen 
Geringfügigkeit verzichtet. 

= 66 Parkplätze 
= 68 Parkplätze 
= 2 Parkplätze 

7 . 7 . Kinderspielplätze 

7 . 7 . 1. öffentliche Spi elplätze 

Gemäß § 10 des Nieders . Gese t zes über Spi elplätze 
vom 6 . 2 . 1973 haben die Gemeinden Spielplätze für 
Kinder in dem erforderlichen Umfang als öffentliche 
Spielplätze anzuleg.en. 
Die n~tzbare Fläche eines Spielplätzes ~uß mindestens 
300 m und mindestens 2 % der Geschoßflächin betragen . 
Bei einem angenommenen Richt wert von 150 m Geschoß­
fläche/WB beträgt die Geschoßfläche aller WE 
1 so x 33.3 = 49950 m2 

F erf. = 49950 X 2 
100 

Der im Bebauungsplan festgesetzie öffentliche Spiel­
platz hat eine Größe von 1200 m (Brutto) . 

Daneben is t noch ein we~terer Ballspielplatz (Bolzplatz) 
in Größe von ca . 1600 m festgesetzt , der dem Spiel­
bedürfnis älterer Kinder - auch aus anderen Einzugs ­
bereichen des Ortsteils Stederdorf - Rechnung tragen 
soll (siehe Spielplatzentwicklungsplanung Peine) . 

7.2.2 . Privat e Spielplätze 

( 

( 

( 

Gemäß § 6 des Nieders . Gesetzes über Spielplätze vom l 
6.2.1973 haben die Eigentümer der mit mehr als 2 

7. 8 . 

Wohnungen bebaut en Grundstücke Spielplätze für Klein-
kinder anzulegen. Die nutzbar e Fläche e i nes Spiel -
platzes für Kleinkinder muß mindestens 30 m und 
mindestens 3 % der Wohnfläche der Wohnungen betragen. 
Die Kleinkinderspielplätze sind im Baugenehmigungs -

· verfahren nachzuweisen und in entsprechender Größe 
an bereiter Stelle anzulegen . 

Flächenanteile am Bruttobaugebiet 

Zusammenstellung 

Bruttobaugebiet = 23 , 6111 ha = 1 CO . % 
ve·rkehrsflächen = 3,0152 ha = 1 3 % 

. Parkplätze = 0, 1085 ha = 0 , 5 % 
Grünfl ächen = 0,3331 ha ::: 1 ' 5 % 
Private Baugrunds t ücke = 
Wohnbauflächen = 14 , 9477 ha = 63 % 
Gewerbliche Bauflächen = 5 , 2066 ha = 22 % 
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8. Kostenschätzung 

Die der Gemeinde voraussichtlich durch die vorgesehenen 
st~dtebaulichen Maßnahmen entstehenden Kosten betragen 

·ca. 6 . 860 . 000 DM. Ihre Verteilung ist durch Ortssatzung 
geregelt . 

9. Plan~erwirklichung und Folgeverfahren 

1 0 . 

Das Plangebiet wird,soweit erforderlich,durch private 
Bodenordnung der Nutzung zugeführt. 
Es wird davon ausgegangen, daß die privaten Grenzregelungen 
ohne Schwierigkeiten durchgeführt werden. 
Bodenordnende Haßnahmen sind nicht vorgesehen. 
Die Gemeindebedarfsflächen zur Anlegung der Erschließungs ­
straßen , öffentlichen Parkflächen und Grünflächen sind in 
das Eigentum der Stadt Peine zu übernehmen . 

2. öffentliche Auslegung 

Die Forderung des Straßenbauamtes Wolfenbüttel,auf 
der Peiner Straße (B 444) im Einmündungsbereich der 
neuen ,Erschlie ßungsstraße eine Linksabbiegerspur 
auszuweisen, wird in den Bebauungsplan übernommen. 

Diese Maßnahme erfordert einen Eingriff in Privat ­
eigentum. 

Im einzelnen handelt es sich um die Flurstücke 39, SO., 
49/3, 51/2 und 51/10, Flur 9, Gemarkung Stederdorf . 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Durchführung der erforderlichen Verkehrslösung zu 
schaffen, wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
um die Flurstücke 39 und 50 erweitert , die restlichen 
Fl urs t ücke liegen innerhalb des Geltungsbereiches. 

Die Bedenken des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes 
Braunschweig hinsichtlich der Artfestsetzung im Tank­
stellenhereich werden insofern berücksichtigt, als · 
4ie in diesem Bereich festgesetzte Art der baulichen 
Nutzung (Allgemeines Wohngebiet bzw. Allgemeines 
Wohngebiet , Ausnahme Tankstelle) in ~Iischgebiet um­
gewandelt wird. Diese Artumwandlung betrifft die 
Flurstucke 51/2, 51/10, .52/4 und 52/5, Flur 9, Gemar ­
kung Stederdorf . 

Der den Planbereich von Nord nach Süd kreuzende Haupt­
mischwassersammler wird aufgrund neuester Erkennt ­
nisse als Ergebnis des Generalentwässerungsplanes 
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und der hieraus entwickelten Detailplanungen für die 
Abwasserentsorgung aus wirtschaftlichen Gründen an die in 
Ost-West-Richtung verlaufende südliche Grenze der bebau­
ten Grundstücke an der Kurzen Straße in das bisher un-

.bebaute Gelände verlegt und mittels .Geh- un<i Leitungs ­
recht mit einer Breite von 4,0 m zugunsten der Stadt 
Peine gesichert. Die i n der ausgelegten Planfassung 
(1. qffentliche Auslegung) festgesetzte Trassensicherung 
kann infolge Umlegung des Hauptmischwassersammlers ent­
fallen . 

Diese Begründung hat mit dem dazugehörigen Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr . 13-Stederdorf sowie dem entsprechen­
den städtebaulichen Entwurf gemäß § 2 a (6) BBauG 
vom 29.03. 1982 bis 29.04. 1982 einschließlich öffent-
lich ausgelegen . 

Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbin­
dung mit dem Satzun$sbeschluß des Bebauungsplanes in 
der Sitzung am 27 . o~. 1982 beschlossen. 

11. Bedenken und Anregungen 

O~r Rat der Stadt Peine hat in der Sitzung am 27 . 05 . 1982 
die vom N~edersächsischen Landvolk , Kreisverband Peine 
e . V~ für H. Giere, Stederdorf, H. -H. Jacobs, Stederdorf ~ 
und F. ~obbe, Eixe, von der Landwirtschaftskammer Hanno~ 
ver, Landbauaußenstelle Braunschweig und von H.-H. 
Jacobs, Stederdorf,während der 1 . öffentlichen Ausle­
gung (23 . 07 .1 98 1 - 24 . 08 .1 981) sowi e die von der Erben­
gemeinschaft Giere/Hubert; Stederdorf , von Herrn H. - D. 
Sonnenberg, Peine , vom Niedersächs ischen Landvolk, Kreis­
verband Peine e . V., für Herrn H·• - H. Jacobs, Stederdorf , 
und von der Landwirtschaftskammer Hannover während der 
2. öffentlichen Auslegung (29 . 03 . 1982 - 29 . 04 . 1982) 
vorgebrachten Bedenken und Anregungen geprüft und wie 
folgt beschieden : 
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l~_ 2ff~g!!!~h~ -~~~!~g~g _ !~~!QZ ! !~§l _: _~1!Q~!l~§l2 
Niedersächsisches Landvolk für Herrn H. Giere , Stederdorf, 
H. -H. Jacobs, Stederdort und F. Kobbe, Eixe 

Die Bedenken· hins'ichtlich Umwandl ung der landwirtschaft ­
l ich. genutzten Flächen in Wohnbauflächen werden nicht 
berücksichtigt; die Stadt Peine istabe~' . bereit, im Rahmen 
Ihrer Möglichkeiten bed der Beschaffung von Ersatzgelän­
de behilflich zu sein. 

Landwirtschaftskammer Hannover 

Die entlang ceröstlichen Geltungsbereichsgrenze (Hese ­
b~rgweg) geforderte mehrreihige Schutzpflanzung wird im 
Bebauungsplan nicht festgesetzt , da eine derartige An­
lage den zukünftigen Grundstückseige;nt.üme.rn~ .. aufgrund 
der Hers;te.il.1ungskosten wie auch späteren Unterhai t ung 
nicht zuzumuten i st . 

Es wird davon ausgegangen, daß die jeweiligen Eigen­
tümer nach der Bebauung ihre Grundstücke im Rahmen der 
Mö-glichkeiten und des Erfordernisses auch ohne Regle­
mentierung eingrünen. 

' Die Anregung , einen gemeindeeigenen Schutzstreifen an-
zulegen , wird nicht übernommen , da derartige Einrich­
tunge-n zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand ge ­
hören . Die betroffenen Grundstückseigentümer würden in 
jedem Falle über ·Erschließungsbeiträge anteil i g belastet . 

H. -H. Jacobs, Stederdorf 

Herr Jacobs hat seine Bedenken (Umwandlung von la-nd­
wirtschaftlich genutzten Flächen in Wohnbauflächen) be ­
reits über das Niedersächsische Landvolk vorgebracht. 

Die Eingaben s ind inhaltlich ident isch . 

· Es wird auf die diesbezüglichen vorstehenden Ausfüh­
rungen verwiesen. 

' Erbengemeinschaft Giere/Hubert , . St ederdorf 

Die Anregung, die G~schoßzanl im Bereich der 5 Reihen ­
hauszeilen (Kettenhäuser) auf zweigeschossig als Höchst ­
grenze zu erhöhen, wird nicht in den Bebauungsplan 
übern·ommen,: . da die erforderliche eingeschränkte Be­
teiligung gemäß § 2 a (7) BBauG mit· negativem Ergebnis 
abgeschlossen wurde. 
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- Es wurden insgesamt 10 Eigentümer benachbarter Grund­
stücke beteiligt; 9 Beteiligte haben. sich gegen eine 
Zweigeschossigkeit ausgesprochen . 

H. - D. Sonnenberg, Peine 

Die Anregung , das Allgemeine Wohngebie't Zlvischen dem 
eingeschränkten Gewerbegebiet und dem Mischgebiet entlang 
der B 444 i n einer Tiefe von ca . 45 m in eingeschränktes 
Gewerbegebiet umzuwandeln wird nicht in den Bebauungsplan 
übernommen , da i m südlichen Planbereich ausreichend ge­
werbliche Bauflächen vorgehalten werden. 

Die angeregte Umset zung des Ortsschil des in südlicher 
Richtung wi rd nicht vor genommen , da eine der artige Maß­
nahme nach den Ort sdurchf ahrtenrichtlinien nicht möglich 
ist. Die Anregung, die öffentlichen Stichwege der zen ­
tralen Grundstücke i n private Wegeflächen umzuwande l n , 
w.ird nicht in den Bebauungsplan übernommen, um so e ine 
gerechtere Verteil ung der Erschließungsbeiträge zu er - ( 
reichen. Die Anlieger , deren Grundstücke über private 
Stichwege erschlossen werden , haben außer den entspre chen-
den Kosten für Grundstück , Ausbau sowie Ver- und Ent - ( 
sorgungsleitungen auch anteilige Erschließungskosten 
zu tragen . 

Niedersächsiches Landvolk für H. -H. Jacobs , Stederdorf 

Das Niedersächsische Landvolk hat seine Bedenken (Um­
wandlung von landwirtschaftlich genutzten Flächen i n 
Wohnbauflächen) bereits während der 1. öffentlichen 
Auslegung vorgebracht . 

Die Eingaben sind inhaltlich i dentisch . 

Es wird auf di e di esbezüglichen vorstehenden Ausführungen 
verwiesen . 

Landwirtschaftskammer Hannover 

Die Landwirtschaftskammer Hannover erneuert die während 
d~r 1 . öffentl i chen Auslegung vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen hinsichtlich Eingrünung entlang der östl i chen 
Geltungsbereichsgrenze (Hesebergweg) . 

Es wird 'auf die dies.bezüglichen vors~eh.enden Ausführungen 
verwiesen. 

12. Genehmi gung 

Der Bebauungsplan wurde mit Verfügung vom 22.09. 1982 genehmi gt • 

. D~e ßenehmigung wur de mit einer Maßgabe und einer Auflage ver­
bunden. 
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Der Rat der Stadt Peine ist der Maßgabe in der Sitzung am 
14.04. 1983 beigetreten. 
Die Auflage bedarf keines Beitrittsbeschlusses durch den 
Rat. 

Der Städtebauliche Entwurf und diese Begründung werden hin­
~ichtlich der Auflage wie folgt ergä.nzt: 

Städtebaulicher Entwurf 

Der Regelquerschnitt K
1 

- K
1 

= befahrbarer Wohnweg für die 
3,0 m breiten straßenverbindenden Wegeabschnitte im südlichen 
Planbereich wird nachträglich aufgenommen . 

Begründung 

Die im südlichen Randgebiet des Allgemeinen Wohngebietes 
zwischen den 5,8 m breiten Fahrbahnteilen vorgesehenen 3,0 m 
breiten straßenverbindenden Wegeabschnitte können bei Bedarf 
auch von Kraftfahrzeugen als Durchfahrt genutzt werden •. 

1 • Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan ist durch Ver öffentlichung der Genehmigung 
im Amtsblatt für den Landkreis Peine Nr . 11 am 30.06.1983 
rechtsverbindlich geworden. 


